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Vorwort zur 2. Auflage

Uwe Lübking kommt das Verdienst zu, das komplexe und für viele Kommu-
nen nicht leicht handhabbare Gebiet des Datenschutzrechts und seiner prak-
tischen Umsetzung im kommunalen Arbeitsalltag erstmals umfassend darge-
stellt zu haben.

Mehr als sechzehn Jahre danach haben sich Informationstechnik und recht-
liche Grundlagen mit hoher Geschwindigkeit weiterentwickelt und gewandelt.
Die Anforderungen an fachliche Kompetenz, die für die sachgerechte Wahr-
nehmung der Aufgaben eines kommunalen Datenschutzbeauftragten verlangt
wird, sind stark gestiegen. Daraus ist die Idee geboren worden, das Handbuch
neu zu schreiben. Damit wird ein Bedarf erfüllt, der daraus resultiert, dass
Ansprüche aus unterschiedlichsten Fachrichtungen an den Amtsinhaber ge-
stellt werden. Aber Datenschutz in die Arbeitsprozesse einzuführen, ist vor al-
lem Aufgabe desjenigen, der in der täglichen Arbeit mit personenbezogenen
Daten betroffener Bürger umgeht, und der zugleich vom Umgang anderer mit
seinen eigenen Daten betroffen sein kann. Hier soll das Werk konkret im
Fachbereich bei Führungskräften und Sachbearbeitungen Bewusstsein schaf-
fen, wo Personenbezug besonderes Augenmerk verlangt. 

Die wesentliche Erweiterung gegenüber der ursprünglichen Konzeption
liegt zum einen in der Behandlung von Themenfeldern, die zum Zeitpunkt des
Erscheinens der ersten Auflage noch nicht aktuell waren, wie Internetnutzung
in der Kommunalverwaltung oder Informationsfreiheit. Eine Reihe von rele-
vanten Fragestellungen sind neu aufgenommen worden, wie Datenschutz am
Arbeitsplatz, bei Telearbeit oder bei Zeiterfassungssystemen. Die technischen
Bedingungen haben sich gegenüber dem Bearbeitungszeitpunkt der Vorauf-
lage revolutioniert. Zum andern ist der Stoff mit vertiefenden Hinweisen aus
Rechtsprechung und Literatur, die bis Anfang 2008 berücksichtigt sind, wis-
senschaftlich fundiert, aber gleichwohl mit einer allgemein verständlichen
Sprache dargestellt. So entsteht der Charakter eines lesbaren Nachschlage-
werkes, das – auf der Suche nach der praktischen Lösung eines Einzelfalles zu
Rate gezogen – weiterführen will. Schließlich liegt ein Schwerpunkt der Dar-
stellung in der ausführlichen Behandlung kommunaler Aufgabenfelder, deren
Datenschutz großenteils in bereichsspezifischen Sondergesetzen geregelt ist. 

Die Zusammenstellung der behandelten Bereiche orientiert sich an dem
weiten Aufgabenfeld von Kommunen. Geschrieben auf der Grundlage nor-
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drhein-westfälischen Landesrechts, sind durchgängig auch Bestimmungen der
übrigen Bundesländer berücksichtigt. Damit ist das Werk für die Arbeit in al-
len Kommunen Deutschlands eine nützliche Hilfe. 

Neben allen, die die Erstellung des Manuskripts gefördert und unterstützt
haben, gilt mein besonderer Dank dem Team der Verwaltungsbücherei der
Stadtverwaltung Düsseldorf, das mich unermüdlich mit aktueller Rechtspre-
chung und Literatur versorgt hat.

Hinweise mit Vorschlägen für eine Ergänzung oder Modifizierung der Dar-
stellung in der Folgeauflage sind mir stets willkommen. Meine E-Mail-
Adresse lautet: martin.zilkens@stadt.duesseldorf.de 

Düsseldorf, im Januar 2008 Martin Zilkens
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Vorwort zur 1. Auflage

Der Einsatz moderner Informationstechnik erlangt auch in den Kommunal-
verwaltungen immer größere Bedeutung. Eine Vielzahl von Verwaltungsauf-
gaben sind Prozesse der Informationsverarbeitung. Die Nutzung der Informa-
tionstechnik birgt aber auch Gefahren in sich, z.B. die Möglichkeit, über
größere Entfernungen immer mehr Informationen über die Bürger zu spei-
chern oder zu verwenden oder aber die an verschiedenen Stellen gesammelten
Informationen zusammenzuführen und damit den sog. „gläsernen Menschen“
zu schaffen. Diesen Gefahren soll der Datenschutz in Gestalt des informatio-
nellen Selbstbestimmungsrechts begegnen. 

Leider stehen in der Ausbildung und Fortbildung die Kenntnisse über den
Umgang mit Informationstechniken im Vordergrund, ohne dass gleichzeitig
die immerhin grundgesetzlich geschützten Rechte der Betroffenen den An-
wendern in gleichem Maße bekannt werden. Insbesondere die Beschäftigten
in den Verwaltungen der fünf neuen Bundesländer müssen nach Jahrzehnten
des staatlichen Missbrauchs im Umgang mit personenbezogenen Daten die
am Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung orientierte Verarbei-
tung und Nutzung dieser Daten in ihrer Arbeit berücksichtigen. Dabei richtet
sich das Buch nicht nur an die Beschäftigten und Behörden in den neuen Bun-
desländern. Es wendet sich an alle öffentlichen Stellen, die mit personenbezo-
genen Daten umgehen und an diejenigen, die an den vielfältigen und wichti-
gen Problemen des Datenschutzes interessiert sind.

Das hier vorgelegte Handbuch „Datenschutz in der Kommunalverwaltung“
hat das vorrangige Ziel, denjenigen Beschäftigten in der öffentlichen Verwal-
tung, die sich in die schwierige und komplexe Materie des Datenschutzrechts
einarbeiten, durch eine einfache und fassliche, aber dennoch umfassende und
praxisorientierte Darstellung den Einstieg zu erleichtern. 

Neben den Erläuterungen des informationellen Selbstbestimmungsrechts
und einem Überblick über die Rechtsgrundlagen und allgemeinen Schutzbe-
stimmungen und einer Definition der wichtigen Begriffe des Datenschutzrech-
tes ist das Schwergewicht auf die Zulässigkeitsvoraussetzungen der Datenver-
arbeitung, einschließlich einiger Beispiele bereichsspezifischer Gesetze, die
Rechte der Betroffenen und die notwendigen Datensicherungsmaßnahmen
gelegt worden. Darüber hinaus wird auch eine kurze Darstellung über die
Aufgaben der Datenschutzbeauftragten und des Datenschutzes bei privaten
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Stellen gegeben. Schließlich gibt es einen Ausblick auf die Probleme des Da-
tenschutzes bei der Verwirklichung des europäischen Binnenmarktes. 

Die behandelten Felder sind für die Praxis und die tägliche Arbeit der
Kommunen bedeutsam. Dabei ermöglichen die Querverweisungen im Text
dem Leser, die Rechtsmaterie auch in ihrem Gesamtzusammenhang zu er-
schließen.

Im Interesse der Übersichtlichkeit und der besseren Verständlichkeit wurde
weitgehend auf Zitate im Text verzichtet. Der Verfasser ist der Auffassung,
dass in diesem Einzelfall der Verzicht auf die Zitierung der einzelnen Fund-
stellen im Hinblick auf die Zielsetzung des Werkes gerechtfertigt ist. Das ver-
wendete Schrifttum ist, zusammen mit weiterführenden Abhandlungen, in
dem Literaturverzeichnis aufgeführt.

Im Zeitpunkt der Drucklegung waren noch nicht alle Landesdatenschutzge-
setze den Aussagen des Bundesverfassungsgerichts im Volkszählungsurteil an-
gepasst. Auch lagen noch keine Datenschutzgesetze in den neuen Ländern
vor. Es ist allerdings davon auszugehen, dass sich diese Gesetze den hier er-
läuterten Vorschriften anpassen werden.

Düsseldorf, im Herbst 1991 Uwe Lübking
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